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Stadt Willich 
 

879/2019 Satzung über die Erhebung 

von Gebühren für die Abfallentsorgung in der Stadt Willich 

vom 19.12.2019 

 
Aufgrund des § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Bekanntmachung vom 14.07.1994 ( GV NRW S. 666), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 202), sowie der §§ 1, 2, 4, 6 und 
7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW S 
712), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Zuständigkeitsbereinigungsgesetz vom 23.01.2018 (GV 
NRW S. 90) und des § 21 der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Willich vom 20.12.2017 
(Abl.Krs. Vie 2018 S. 39) hat der Rat der Stadt Willich in seiner Sitzung am 18.12.2019 folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Gegenstand der Satzung 

 
Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Einrichtung "Abfallentsorgung" nach § 4 Abs. 2 und § 6 
Abs. 1 Kommunalabgabengesetz (KAG), erhebt die Stadt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 6 
Abs. 2 KAG Benutzungsgebühren. 

 
§ 2 

Gebührenpflichtige und Gebührenpflicht 
 
( 1) Gebührenpflichtig sind die Eigentümer/innen der an die städtische Abfallentsorgung ange-

schlossenen Grundstücke und die ihnen Gleichgestellten gemäß § 22 der Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Stadt Willich. Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuld-
ner/innen. 

 
( 2) Maßgebend für die Gebührenpflicht sind die am 01.01. des Veranlagungsjahres bestehenden, 

durch einen Grundsteuermessbescheid des Finanzamtes festgestellten Eigentumsverhältnisse. 
Im Falle eines Eigentumswechsels ist die/der neue Eigentümer/in vom Beginn des Monats an 
gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Für sonstige Gebührenpflichtige 
gilt dies entsprechend. 

 
( 3) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. Tag des Monats, der auf den Anschluss folgt. Sie endet 

mit dem Ablauf des Monats, in dem die Inanspruchnahme der städtischen Abfallentsorgung 
aufhört. 

 
( 4) Gibt die Stadt dem Antrag nach § 11 (4) der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 

Willich statt, dann werden die Gebühren ab dem 1. Tag des übernächsten Monats, der auf den 
Eingang des Antrags auf eine gebührenmindernde Veränderung folgt, neu berechnet und der 
Gebührenbescheid berichtigt. 

 
(5) Die Gebühren dieser Satzung ruhen als grundstücksbezogene Benutzungsgebühren nach § 6 

(5) Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen als öffentliche Last auf dem 
Grundstück. 
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§ 3 
Gebührenbemessung 

 
( 1) Grundlage für die Gebührenberechnung sind Zahl, Art und Größe der aufgestellten Restabfall-

behälter und Restabfallsäcke, sowie Zahl, Art und Größe der aufgestellten freiwilligen zusätzli-
chen Bio-Tonnen.  

 
          Für die Bemessung der Gebühren ist unerheblich, ob und in welchem Umfang die aufgestellten 

Abfallbehälter bei ihrer Leerung im Einzelfall gefüllt und wie viele Abfallbehälter im Einzelfall zu 
entleeren waren. Unberücksichtigt bleibt auch, ob und in welchem Umfang Papier und Pappe, 
sperrige Abfälle, Sonderabfälle aus Haushaltungen, Bioabfälle sowie Elektrogeräte zur Abfuhr 
bereitgestellt wurden.  

 
( 2) Die Abfallentsorgungsgebühr beträgt jährlich 
 
a) für die Gestellung eines grauen Restabfall- 
 behälters für 1. Person mit einem Fassungs- 
 vermögen 
 von 60 l bei 14-tägiger Leerung    113,46 € 
 
b) für die Gestellung eines grauen Restabfall- 
 behälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 60 l bei 14-tägiger Leerung    140,05 € 
 
c) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 80 l bei 14-tägiger Leerung     157,78 € 
 
d) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 120 l bei 14-tägiger Leerung    193,23 € 
 
e) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 240 l bei 14-tägiger Leerung    299,57 € 
 
f) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 80 l bei wöchentlicher Leerung    315,55 € 
 
g) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 120 l bei wöchentlicher Leerung    386,44 € 
 
h) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 240 l bei wöchentlicher Leerung    599,15 € 
 
i) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 770 l bei wöchentlicher Leerung              1.538,57 € 
 
j) für die Gestellung eines grauen Rest- 
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 1.100 l bei wöchentlicher Leerung            2.123,49 € 
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k) für die Gestellung eines grauen Rest-  
 abfallbehälters mit einem Fassungsvermögen  
 von 4.500 l bei wöchentlicher Leerung            8.149,94 € 
 
l) für einen blauen Restabfallsack für   
 Überhangrestabfälle gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 8  
 der Satzung über die Abfallentsorgung  
 in der Stadt Willich         2,45 €  
 
m) für einen Bioabfallsack gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 8  
 der Satzung über die Abfallentsorgung in der 
 Stadt Willich            1,93 € 
 
n) für einen freiwilligen zusätzlichen Bioabfall-  
 behälter mit einem Fassungsvermögen     
 von 120 l oder 240 l        52,00 € 
 
o) für Einwohnergleichwerte (entspricht 20 Liter 
 pro Woche Restabfalllitervolumen)     78,89 € 
 
 
 
 

§ 4 
Gebührenabschlag 
 
(1) Liegen die Voraussetzungen für eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang an die 

Bioabfallentsorgung der Stadt vor (§ 8 Abs. 1 der Abfallentsorgungssatzung der Stadt Willich), 
dann reduziert sich die Abfallgebühr nach § 3 Absatz 2 Ziffern a) bis j) um 47,00 €. 

 
(2) Liegen die Voraussetzungen für eine Entsorgungsgemeinschaft für die gemeinsame Bioab-

fallentsorgung zweier benachbarter Grundstücke vor (§ 14 (1) der Abfallentsorgungssatzung 
der Stadt Willich), dann reduziert sich die Abfallentsorgungsgebühr für die/den Gebührenpflich-
tige/n des Grundstücks, auf dem kein Bioabfallbehälter aufgestellt wird, um 5,43 €. 

 
(3) Liegen die Voraussetzungen für die Reduzierung des Behältervolumenes für einen 6.Perone-

nen Haushalt vor und es wurde ein entsprechender Reduzierungsantrag gestellt (§ 11 Abs (3) 
der Abfallentsorgungssatzung der Stadt Willich), dann reduziert sich die Gebühr für die wö-
chentliche Leerung des 80 Liter Behälter um 100,00 €. 

 
§ 5 

Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren 
 

( 1) Die Gebühren nach § 3 werden mit einem Gebührenbescheid angefordert und sind an die im 
Bescheid bezeichnete Stelle zu zahlen. Die Gebühren sind je zu einem Viertel am 15. Februar, 
15. Mai, 15. August und 15. November fällig. Erfolgt eine Nachveranlagung der Gebühren, so 
sind diese innerhalb eines Monats nach Zugang des Gebührenbescheides zu zahlen. Überzah-
lungen werden verrechnet beziehungsweise erstattet. Die Gebühren können zusammen mit 
anderen Abgaben angefordert werden. 

 
( 2) Die Gebühr für den Restabfallsack (§ 3, Buchst. l) und den Bioabfallsack (§ 3, Buchst. m) ist in 

dessen Kaufpreis enthalten und wird mit dem Kaufpreis fällig. 
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§ 6 

Billigkeitsmaßnahmen 
 

Für Billigkeitsmaßnahmen gelten die §§ 156 Abs. 2, 222, 227 Abs. 1, 234 und 261 der Abgabenord-
nung vom 01. Oktober 2002 in Verbindung mit § 12 KAG sinngemäß.        
 
 

§ 7 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2020 in Kraft, gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Abfallentsorgung in der Stadt Willich vom 19.12.2018 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Hinweis 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn, 
 
  a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
  b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
  c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder      
  d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Willich, den 19.12.2019 
gez. 
 
(Josef Heyes) 
Bürgermeister  
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880/2019 Satzung zur 23. Änderung der Satzung über die Entsorgung von 

Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben in der Stadt Willich 

vom 19.12.2019 

Aufgrund der §§ 7,8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Bekannt-
machung vom 14. 07. 1994 ( GV NRW S.666), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
11.04.2019 (GV. NRW. S. 202), sowie §§ 51 ff. des Landeswassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), zuletzt geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 02.07.2019  (GV. NRW. S. 341), sowie der §§ 1,2,4 und 6 Kommunalabgabenge-
setz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW S 712), zuletzt geändert durch 
Artikel 19 des Zuständigkeitsbereinigungsgesetz vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 90) und der Satzung 
zur Entsorgung von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben in der Stadt Willich vom 20.Dezember 
1996 (Abl. Krs. Vie. S. 1996, S. 768, hat der Rat der Stadt Willich am 18.12.2019 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

I. 
 

§ 14 (Gebührensätze) erhält folgende Fassung: 
 
Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen beträgt: 
 

a) bei Kleinkläranlagen 114,78 € je gemeldeter Person und/oder festgesetztem Einwohnergleich-
wert; 

 
b) bei abflusslosen Gruben 5,94 € je Kubikmeter Wassermenge gem. § 11. 

 
 

II. 
 

Diese Änderungssatzung tritt mit dem 01.01.2020 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Willich, den 19.12.2019 
 
gez. 
Heyes 
Bürgermeister   
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881/2019 Friedhofgebührensatzung der Stadt Willich 

 
 (Abl. Krs. Vie. 2002, S. 777) 

Erste Änderungssatzung vom 19.12.2003 
(Abl. Krs. Vie. 2003, S. 890) 

Zweite Änderungssatzung vom 03.02.2005 
(Abl. Krs. Vie. 2005, S. 63) 

Dritte Änderungssatzung vom 22.12.2005 
(Abl. Krs. Vie. 2005, S. 877) 

Vierte Änderungssatzung vom 15.12.2006 
(Abl. Krs. Vie. 2006, S. 923) 

Fünfte Änderungssatzung vom 19.12.2007 
(Abl. Krs. Vie. 2007, S. 1064) 

Sechste Änderungssatzung vom 19.12.2008 
(Abl. Krs. Vie. 2008, S. 1203) 

Siebte Änderungssatzung vom 19.12.2009 
(Abl. Krs. Vie. 2009, S. 1330) 

Achte Änderungssatzung vom 22.12.2010 
(Abl. Krs. Vie. 2010, S. 1294) 

Neunte Änderungssatzung vom 21.12.2011 
(Abl. Krs. Vie. 2011, S. 1335) 

Zehnte Änderungssatzung vom 18.12.2012 
(Abl. Krs. Vie. 2012, S. 1192) 

Elfte Änderungssatzung vom 18.12.2013 
(Abl. Krs. Vie. 2013, S. 1257) 

Zwölfte Änderungssatzung vom 16.12.2014 
(Abl. Krs. Vie. 2014, S.1441) 

      Dreizehnte Änderungssatzung vom 17.12.2015 
(Abl. Krs. Vie. 2015, S. 1185) 

Vierzehnte Änderungssatzung vom 15.12.2016 
Fünfzehnte Änderungssatzung vom 20.12.2017 

(Abl. Krs. Vie 2018, S. 46) 
Sechzehnte Änderungssatzung vom 19.12.2018 

(Abl. Krs. Vie. 2018, S. 1281) 
Siebzehnte Änderungssatzung vom _19.12.2019_______ 

(Abl. Krs. Vie. _____, S.___) 
 
 
 

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S.666), zuletzt geändert Artikel 5 des Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. 
NRW. S. 202), der §§ 1, 4, 5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfa-
len vom 21.10.1969 (GV NRW S 712), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 23. Januar 
2018 (GV. NRW. S. 90) und § 35 der Friedhofssatzung der Stadt Willich vom 29.07.2011 (Abl. Krs. 
Vie. 11.08.2011) hat der Rat der Stadt Willich in seiner Sitzung am 18.12.2019 folgende 17. Ände-
rungssatzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
Gebührenpflichtiger Tatbestand 

 
Für die Benutzung der städtischen Friedhöfe und ihrer Bestattungseinrichtungen werden Gebühren 
erhoben. Die Höhe der Gebühren richtet sich im einzelnen nach dem anliegenden Gebührentarif. 
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§ 2 

Gebührenpflichtige Person(en) 
 

Zur Zahlung der Gebühren ist der Antragsteller und/oder die Antragstellerin verpflichtet. 
Wird der Antrag von mehreren Personen oder im Interesse mehrerer Personen gestellt, so haftet jeder 
einzelne als Gesamtschuldner oder Gesamtschuldnerin. 

 
 

§ 3 
Entrichtung von Gebühren 

 
Die Gebühren für die Verleihung des Nutzungsrechtes an Grabstätten sind nach der Erteilung der 
Genehmigung, die übrigen Gebühren nach Inanspruchnahme der Bestattungseinrichtungen, inner-
halb einer Frist von 10 Tagen an die Stadtkasse zu zahlen. 
Rückständige Gebühren können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 

 
 

§ 4 
Stundung, Niederschlagung und Erlass von Gebühren 

 
Zur Vermeidung unbilliger Härten können Gebühren im Einzelfall gestundet, niedergeschlagen oder 
erlassen werden. 
 

§ 5 
Zurücknahme von Anträgen 

 
Bei Zurücknahme eines auf Benutzung der Friedhofseinrichtungen gerichteten Antrages verringern 
sich die Gebühren entsprechend dem Umfang der erbrachten Leistungen bzw. der Inanspruchnahme 
der Einrichtungen. 
 

§ 6 
Sonderleistungen 

 
Soweit im Einzelfall Leistungen erbracht werden, die über diejenigen des Gebührentarifs hinausge-
hen, werden die tatsächlich entstandenen Kosten berechnet. 
 
 
Gebührentarif zur Friedhofsgebührensatzung der Stadt Willich: 
 
1. Leichenhalle  
1.1 Unterbringung einer verstorbenen Person in einer Lei-

chenzelle 
153,00 € 

1.2 Unterbringung einer Urne im Urnenschrank 45,00 € 
1.3 Benutzung des Kapellenraumes 304,00 € 
1.35 Teilnutzung des Kapellenraumes 107,00 € 
1.36 Nutzung der Totenglocke 25,00 € 
1.4 Benutzung des Sezierraumes für rituelle Waschungen 153,00 € 
   
2. Bestattungspauschale *  
2.1 Für die Bestattung einer/eines Erwachsenen oder eines 

Kindes vom 5. Lebensjahr 
 

2.11 in einer Wahlgrabstätte 486,00 € 
2.12 
2.12.1 

in einem Reihengrab Typ 1  
in einem Reihengrab Typ 1 (Erstbeisetzung) 

486,00 € 
650,00 € 

2.12.2 in einem Reihengrab Typ 1 (Zweitbeisetzung) 486,00 € 
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2.13 in einem Tiefengrab (Erstbeisetzung) 650,00 € 
2.14 in einem Tiefengrab (Zweitbeisetzung) 486,00 € 
2.15 in einem Reihengrab Typ 2 486,00 € 
2.16 in einem Reihengrab Typ 3 486,00 € 
   
2.2 Für die Bestattung eines Kindes bis zu 5 Jahren  
2.21 in einer Wahlgrabstätte 206,00 € 
2.22 in einem Reihengrab 206,00 € 
2.23 in einem Tiefengrab (Erstbeisetzung) 650,00 € 
2.24 in einem Tiefengrab (Zweitbeisetzung) 206,00 € 
2.25 in dem Sammelgrab (Leibesfrüchte, Totgeburten) 206,00 € 
   
2.3 für Aschenbeisetzungen  
2.31 in einer Wahlgrabstätte 203,00 € 
2.32 in einer anonymen Urnengrabstätte 203,00 € 
2.33 in einem Urnenreihengrab 203,00 € 
2.34 in einem Sammelgrab (teilanonym) 203,00 € 
2.35 in einem Kolumbarium 313,00 € 
2.36 in einer anonymen Urnengemeinschaftsgrabanlage 

 (8 Urnen) 
542,00 € 

   
   
2.40 für anonyme Erdbestattungen (Typ 5) 337,00 € 
2.41 für teilanonyme Erdbestattungen (Sammelgrab Typ 4) 337,00 € 
   
 * Die Bestattungspauschale unter Zif. 2ff. beinhaltet:   
 a) Aushebung und Verfüllen des Grabes,  
 b) Benutzung, soweit erforderlich, eines Bahr- und   
    Kranzwagens sowie eines Sargversenkungsappara-

tes,  
 

 c)Auswerfen des Grabes mit Grabmatten, Abdecken    
des Erdhügels mit Grabmatten 

 

   
   
3. Umbettungs- und Ausgrabungsgebühren  
3.1 Umbettung auf dem Friedhof bei Erwachsenen und Kin-

dern vom 5. Lebensjahr an 
 

3.11 aus einer Wahlgrabstätte in eine Wahlgrabstätte 1.287,00 € 
3.12 aus einem Reihengrab in eine Wahlgrabstätte 1.287,00 € 
3.13 aus einem Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) in eine Wahl-

grabstätte 
 

1.395,00 € 
3.14 aus einem Tiefengrab (bei Zweitbeisetzung) in eine 

Wahlgrabstätte 
 

1.287,00 € 
3.15 aus einer Wahlgrabstätte oder einem Reihengrab in ein 

Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) 
 

1.501,00 € 
   
3.2 Umbettung auf dem Friedhof bei Kindern bis zu 5 Jah-

ren 
 

3.21 aus einer Wahlgrabstätte in eine Wahlgrabstätte 694,00 € 
3.22 aus einem Reihengrab in eine Wahlgrabstätte 694,00 € 
3.23 aus einem Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) in eine Wahl-

grabstätte 
 

1.395,00 € 
3.24 aus einem Tiefengrab (bei Zweitbeisetzung) in eine 

Wahlgrabstätte 
 

694,00 € 
3.25 aus einer Wahlgrabstätte oder einem Reihengrab in ein 

Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) 
 

1.184,00 € 
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3.3 Umbettung einer Urne  
3.31 aus einer Wahlgrabstätte 362,00 € 
3.32 aus einer anonymen Reihengrabstätte 362,00 € 
   
3.4 Ausgrabung zur Überführung bei Erwachsenen und Kin-

dern vom 5. Lebensjahr an 
 

3.41 aus einer Wahlgrabstätte 840,00 € 
3.42 aus einem Reihengrab 840,00 € 
3.43 aus einem Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) 948,00 € 
3.44 aus einem Tiefengrab (bei Zweitbeisetzung) 840,00 € 
   
3.5 Ausgrabung zur Überführung bei Kindern bis zu 5 Jah-

ren 
 

3.51 aus einer Wahlgrabstätte 513,00 € 
3.52 aus einem Reihengrab 513,00 € 
3.53 aus einem Tiefengrab (bei Erstbeisetzung) 948,00 € 
3.54 aus einem Tiefengrab (bei Zweitbeisetzung) 513,00 € 
   
3.6 Ausgrabung einer Urne  
3.61 aus einer Wahlgrabstätte 186,00 € 
3.62 aus einer anonymen Reihengrabstätte 186,00 € 
   
   
3.7 Entschädigungspauschalen für Ausgrabung und Um-

bettungen (außer für Urnen) 
 

3.71 bei Ausgraben sowie Umbettungen mit Beisetzung in ei-
ner neuen Grabstätte 

 
450,00 € 

 zu den entsprechenden Gebührenpositionen  
3.11-3.15, 3.21-3.25, 3.41-3.44 und 3.51-3.54 

 

3.72 für Umbettungen innerhalb einer Grabstätte (Tieferle-
gung) 

 

 bei 0 – 20jähriger Liegezeit 300,00 € 
 bei 21 – 30jähriger Liegezeit 150,00 € 
 zu den entsprechenden Gebührenpositionen 

3.11-3.15, 3.21-3.25 
 

   
4. Einfassungen  
4.1 Werden bei Wahlgrabstätten Grüneinfassungen ange-

legt, so betragen die Kosten einschließlich der Unterhal-
tung für die 30jährige Nutzungsdauer 

 
 
 

4.11 bei seitlicher Grüneinfassung bei ein- und mehr-stelli-
gen Grabstätten 

 
844,00 € 

4.2 Werden bei Wahlgrabstätten Steineinfassungen ange-
legt, so betragen die einmaligen Kosten 

 

4.21 
 
4.21.1 

bei seitlicher Einfassung bei ein- und mehrstelligen 
Grabstätten 
bei seitlicher Einfassung von Urnengräbern 

 
439,00 € 
189,00 € 

4.22 bei wegseitiger Steineinfassung je Stelle 156,00 € 
   
4.3 Eingrünung von Urnengräbern 385,00 € 
4.40 Begrünung und Pflege von anonymen Reihengrab-stät-

ten Typ 4 und Typ 5 
 

99,00 € 
4.41 Begrünung und Pflege von Reihengrabstätten Typ 2 

und Typ 3 
52,00 € 
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4.42 Begrünung von teilanoymen und anonymen Urnengrä-
bern 

52,00 € 

4.43 Begrünung und Pflege von pflegefreien Urnengräbern                        229,00 € 
4.44 Begrünung und Pflege von pflegefreien Wahlgrabstät-

ten 
598,00 € 

4.45 Pflege von Gräbern vor Ablauf der Ruhezeit 97,00 €/Jahr 
4.451 Herrichten des Grabes einschl. Rasensaat 62,00 € 
4.46 Pflege von Urnengräbern vor Ablauf der Ruhezeit 31,00 €/Jahr 
4.461 Herrichten des Urnengrabes einschl. Rasensaat 20,00 € 
   
   
5. Genehmigungen  
5.1 Die Gebühr für die Genehmigung zur Errichtung von 

Grabdenkmälern, Gedenkplatten und dergl. beträgt in 
Feldern mit zusätzl. Gestaltungsvorschrift 

 

5.11 bei aufrecht stehenden Grabmalen 119,00 € 
5.12 bei Liegeplatten 21,00 € 
   
5.2 bei Wahlgrabstätten in Feldern mit allg.  Gestaltungs-

vorschrift bei entsprechend statischem Nachweis 
 

5.21 bei aufrecht stehenden Grabmalen 119,00 € 
5.22 bei Liegeplatten 21,00 € 
   
5.3 Die Gebühr für die Genehmigung von Steineinfassun-

gen beträgt bei 
 

5.31 Steineinfassung in Feldern mit zusätzl. Gestaltungsvor-
schrift 

85,00 € 

5.32 Steineinfassung in Feldern allg. Gestaltungsvorschrift 85,00 € 
5.33 Grababdeckplatten aus Stein bei Wahlgrabstätten in 

Feldern mit allg. Gestaltungsvorschrift 
161,00 € 

   
5.4 Abbau und Entfernung von Grabmalen und sonstigen 

baulichen Anlagen 
 

184,00 € 
5.5 Abbau und Entfernung von Liegeplatten bis 0,3 qm ohne 

Fundamente 
 

80,00 € 
   
6. Verleihung von Nutzungsrechten  
6.10 Kindergrab mit allg. Gestaltungsvorschrift für die Dauer 

von 20 Jahren 
 

77,00 € 
6.11 Sammelgrab für Leibesfrüchte und Totgeburten 0,00 € 
6.20 
 
6.20.1 
6.20.2 

Reihengrab mit allg. Gestaltungsvorschrift für die Dauer 
von 30 Jahren (Typ 1)  
Reihengrab Typ 1 (Erstbeisetzung) 
Reihengrab Typ 1 (Zweitbeisetzung) 

 
1.122,00 € 
1.122,00 € 
1.047,00 € 

6.21 Reihengrab für die Dauer von 30 Jahren (Typ 2) 695,00 € 
6.23 Reihengrab für die Dauer von 30 Jahren (Typ 3) 695,00 € 
6.31 Anonymes Reihengrab für die Dauer von 30 Jahren 

(Typ 5) 
709,00 € 

6.32 Reihengrab Typ 4 (teilanonym-Sammelgrab) 822,00 € 
6.33 Pflegefreie Wahlgrabstätte 1.272,00 € 
6.331 für jede weitere Stelle 1.272,00 € 
   
6.4 Wahlgrabstätten mit zusätzl. Gestaltungsvorschrift für 

die Dauer von 30 Jahren 
 
 

6.41 1-stellig 1.460,00 € 
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6.42 2-stellig 2.920,00 € 
6.43 für jede weitere Stelle 1.460,00 € 
   
6.5 Wahlgrabstätten mit allg. Gestaltungsvorschrift für die 

Dauer von 30 Jahren 
 

6.51 1-stellig 2.398,00 € 
6.52 2-stellig 4.796,00 € 
6.53 für jede weitere Stelle 2.398,00 € 
   
6.6 Tiefengrabstätten mit zusätzl. Gestaltungsvorschrift für 

die Dauer von 30 Jahren 
 

6.61 1-stellig je Doppelbelegung 1.460,00 € 
6.62 2-stellig je Doppelbelegung 2.920,00 € 
6.63 für jede weitere Stelle 1.460,00 € 
   
6.7 Tiefengrabstätten mit allg. Gestaltungsvorschrift für die 

Dauer von 30 Jahren 
 

6.71 1-stellig je Doppelbelegung 2.398,00 € 
   
6.8 Urnengrabstätten für die Dauer von 20 Jahren  
6.81 anonyme Urnengrabstätte 662,00 € 
6.82 Urnenwahlgrabstätte mit zusätzl. Gestaltungsvorschrift,  

4-stellig 
1.507,00 € 

6.83 Urnenwahlgrabstätte mit allg. Gestaltungsvorschrift,  
4-stellig 

 
1.929,00 € 

6.84 Urnenreihengrab 859,00 € 
6.85 Urnengrab teilanonym (Sammelgrab) 747,00 € 
6.86 Pflegefreies Urnengrab 1.225,00€ 
6.861 für jede weitere Stelle 1.225,00€ 
6.87 Kolumbarium 1.366,00 € 
6.88 Anonyme Urnengemeinschaftsgrabstätten (8 Urnen) 2.400,00 € 

 
 
7.    Verlängerung von Nutzungsrechten 
7.1 Bei Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an Grabstätten für Erdbestattungen um weitere 30 

Jahre sind die vollen Gebühren nach der jeweils gültigen Gebührensatzung zum Zeitpunkt des 
Ablaufes der Nutzungsfrist zu zahlen. 

 
7.2 Für Urnenwahlgrabstätten und Kolumbarien gilt 7.1 entsprechend, jedoch mit einer Nutzungs-

frist von 20 Jahren. 
 
7.3 Für Kindergrabstätten gem. Zif. 2.21. bis 2.24 bis zum 5. Lebensjahr wird für die Verlängerung 

des Nutzungsrechtes die Gebühr der Zif. 6.84 zugrunde gelegt.  
  
7.4 Zur Wahrung der Ruhefrist von 30 bzw. 20 Jahren ist bei Bestattungen, bei denen die restliche 

Nutzungsfrist weniger als 30 Jahre bzw. 20 Jahre beträgt, für jedes fehlende volle Jahr 1/30 
bzw. 1/20 der Gebühren von 6.1 bis 6.71 und 4.1 bis 4.41 zu zahlen.  

 
7.5 Für die Bereithaltung der noch vorhandenen, reservierten Reihengräber oder Kolumbarien sind 

entsprechend die Gebühren für den Erwerb eines Reihengrabes oder Kolumbarium zu zahlen.  
 
8. Sonstige Leistungen 
 
8.1 Gemäß der Friedhofssatzung sind Kosten, die eine nutzungsberechtigte Person wegen unter-

lassener eigener Leistungen zu erstatten hat, diesem aufzuerlegen. Diese Kosten werden nach 
dem tatsächlichen Zeitaufwand ermittelt. Zu erstatten sind für jede angefangene Stunde  
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 a) eines Friedhofsarbeiters 56,18 € 
 b) des Friedhofsbaggers  43,88 € 
     
 Alle sonstigen Leistungen wie Entsorgungskosten für Abfälle etc. sind in Höhe der tatsächlich 

entstandenen Kosten zu erstatten.  
 
 
8.2 Für Bestattungen an Samstagen fallen folgende zusätzliche Kosten an: 
 
 a) Erdbestattung  277,00 € 
 b) Urnenbestattungen  115,00 €. 
 

II. 
 
 
 § 7 Rechtsmittel –entfällt- 
 
 

III. 
 
 

 § 8 - Schlußbestimmungen - erhält folgende Fassung: 
 
 Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2020 in Kraft.  
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
 
 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Willich, den 19.12.2019 
 
gez. Heyes 
Bürgermeister 
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882/2019 Satzung zur 2. Änderung der Entwässerungsgebührensatzung der Stadt 

Willich 

vom 20.12.2017 (Abl. Krs. Vie. 2018, S. 39) 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 
(GV. NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11.04.2019 (GV. NRW S. 202), 
sowie der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW 1969 S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Zustän-
digkeitsbereinigungsgesetz vom 23.01.2018 (GV. NRW S. 90), und des § 54 des Wassergesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) vom 25.06.1995 (GV NRW  S. 926) zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes vom 02.07.2019 (GV. NRW. S. 341) und des Nordrhein-Westfälischen Ausfüh-
rungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 
f), sowie der §§ 1 ff. der Entwässerungssatzung der Stadt Willich vom 17.12.2015 (Abl. Krs. Vie. 1203), 
hat der Rat der Stadt Willich in seiner Sitzung am 18.12.2019 folgende Entwässerungsgebührensat-
zung der Stadt Willich beschlossen. 
 

 
 

§ 2 (Gebührenmaßstab, Berechnung der Gebührensätze und Entwässerungsgebühren)  
B (Schmutzwassergebühr) Absatz 7 erhält folgende Fassung: 

 
(7) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück anderweitig ver-

brauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen) innerhalb des 
Erhebungszeitraumes (Kalenderjahr) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal 
zugeführt werden. Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt der/dem Gebührenpflichti-
gen. Der Nachweis kann nur über einen messrichtig funktionierenden und geeichten Wasser-
zwischenzähler, der von einem Beauftragten der Stadt abgelesen wird, erbracht werden.  

 
 Nr. 1: Wasserzwischenzähler 
 

 Vor dem erstmaligen Einbau eines Wasserzwischenzählers muss ein Zählerbügel mit zwei Ab-
sperrventilen (eines mit Rückflussverhinderer) nach DIN 1988 (einsehbar beim Abwasserbetrieb 
der Stadt Willich, Rothweg 2, 47877 Willich) von einem Fachinstallateur auf Kosten der/des Ge-
bührenpflichtigen eingebaut und abgenommen werden. Anschließend erfolgt der Einbau eines 
messrichtig funktionierenden und geeichten Wasserzwischenzählers durch einen von der Stadt 
beauftragten Dritten. Nach Ablauf der Gültigkeitsdauer der Eichung werden die Wasserzwischen-
zähler durch den von der Stadt beauftragten Dritten ausgewechselt. Die Jahresgebühr für den Ein-
bau, den Austausch und das Ablesen des Wasserzwischenzählers sowie die Abrechnung der Was-
serschwundmengen richtet sich nach § 8 dieser Satzung und wird einen Monat nach Bekanntgabe 
des Gebührenbescheides fällig. Die Gebührenpflicht beginnt mit dem Einbau des Wasserzählers 
durch den von der Stadt beauftragten Dritten und endet mit der Abmeldung des Wasserzählers bei 
dem von der Stadt beauftragten Dritten. Sofern sich der Abrechnungszeitraum nicht auf ein volles 
Jahr bezieht, erfolgt die Abrechnung anteilsmäßig.  

 
 Das Ablesen der unter Nr. 1 aufgeführten Zähler erfolgt einmal jährlich durch die/den Gebühren-

pflichtigen oder den von der Stadt beauftragten Dritten. Die/der Gebührenpflichtige ist – soweit 
erforderlich – bei der Ermittlung der Wasserschwundmengen zur Mitwirkung verpflichtet. 

 
 Nr. 2: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 

 
 Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der Wasserschwund-mengen 

technisch nicht möglich oder der/dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat die/der Gebüh-
renpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss 
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sich insbesondere ergeben, aus welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der städti-
schen Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die 
nachprüfbaren Unterlagen müssen geeignet sein, der Stadt eine zuverlässige Schätzung der auf 
dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Un-
terlagen unschlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die geltend gemachten Wasser-
schwundmengen nicht anerkannt. Soweit die/der Gebührenpflichtige durch ein spezielles Gutach-
ten bezogen auf ihre/seine Wasserschwund-mengen den Nachweis erbringen will, hat sie/er die 
gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher 
mit der Stadt abzustimmen. Die Kosten für das Gutachten trägt die/der Gebührenpflichtige. 

 
 Wasserschwundmengen gemäß Nr. 2 sind – bezogen auf das Kalenderjahr – durch einen schrift-

lichen Antrag bis zum 31.03. des nachfolgenden Jahres durch die/den Gebührenpflichtigen bei der 
Stadt geltend zu machen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine Berücksichtigung der Wasser-
schwundmengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 31.03. des nachfolgenden Jahres auf 
einen Samstag oder Sonntag, so endet die Ausschlussfrist am darauffolgenden Werktag. 

 
 

§ 8 (Gebührensätze) erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Entwässerungsgebühren werden wie folgt festgesetzt: 

 
a) für Grundstücke, für die unmittelbar Reinhaltungsbeiträge an den Niersverband zu zahlen 

sind: 
 
  Schmutzwasser   1,72 €/cbm bezogenem Frischwasser 
  Niederschlagswasser  1,07 €/qm befestigter und bebauter Fläche 
 

b) für alle übrigen Grundstücke: 
 
  Schmutzwasser   2,91 €/cbm bezogenem Frischwasser 
  Niederschlagswasser  1,13 €/qm befestigter und bebauter Fläche 

 
(2) Die jährliche Verwaltungsgebühr für den Einbau, den Austausch und das Ablesen der Wasser-

zwischenzähler sowie die Abrechnung der Wasserschwundmengen beträgt 25,70 €. 
 
Abweichend vom Satz 1 beträgt die jährliche Verwaltungsgebühr 22,00 € für das Ablesen der 
Zählerstände sowie der Abrechnung von Wasserschwundmengen von messrichtig funktionieren-
den und geeichten Wasserzwischen- bzw. Zapfhahnzählern, welche die/der Gebührenpflichtige 
im Zeitraum vom 01.01.2018 bis 31.12.2019 installiert hat und die von der Stadt bzw. von einem 
von ihr beauftragten Dritten abgenommen worden sind. Diese Zähler dürfen auf Antrag der/des 
Gebührenpflichtigen ausnahmsweise abweichend von § 2 (7) Nr. 1 dieser Satzung bis zum Ablauf 
der Gültigkeitsdauer der Eichung für die Abrechnung der Wasserschwundmengen weiter genutzt 
werden, sofern dem Antrag eine aktuelle Eichbescheinigung bzw. eine Konformitätserklärung des 
Herstellers beigefügt ist. Der Antrag ist bis zum 31.03.2020 bei der Stadt einzureichen. Nach Ab-
lauf dieses Datums kann eine Berücksichtigung der bereits installierten Wasserzwischen- und 
Zapfhahnzähler nicht mehr erfolgen (Ausschlussfrist). Die übergangsweise Weiternutzung von 
Wasserzwischen- bzw. Zapfhahnzähler zur Ermittlung von Wasserschwundmengen, die vor dem 
01.01.2018 installiert und abgenommen worden sind, ist dagegen ausgeschlossen.  

 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 

 
 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 



Nr. 43/2019 Amtsblatt des Kreises Viersen Seite 16 

 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein- Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Willich, den 19.12.2019 

 
gez. Heyes 

 
(Heyes) 
Bürgermeister 
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883/2019 Satzung für die Rettungswache der Stadt Willich vom 18.09.2003 

 
(Abl. Krs. Vie. 2003, S.490) 

Erste Änderungssatzung vom 03.05.2006 
(Abl. Krs. Vie. 2006, S.295) 

Zweite Änderungssatzung vom 23.04.2007 
(Abl. Krs. Vie. 2007, S. 285) 

Dritte Änderungssatzung vom 18.03.2008 
(Abl. Krs. Vie. 2008, S. 208) 

Vierte Änderungssatzung vom 22.12.2010 
(Abl. Krs. Vie. 2010, S. 1139) 

Fünfte Änderungssatzung vom 20.09.2012 
(Abl. Krs. Vie. 2012, S. 901) 

Sechste Änderungssatzung vom 12.03.2015 
(Abl. Krs. Vie. 2015, S. 267) 

Siebte Änderungssatzung vom 01.01.2016 
(Abl. Krs. Vie. 2015, S. 1183) 

Achte Änderungssatzung vom 01.05.2019 
(Abl. Krs. Vie. Eintrag Nr. 400/2019) 

Neunte Änderungsatzung vom 19.12.2019 
 
 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666), Zuletzt geändert durch Art. 5 G zur Änd. 
des KommunalwahlG und weiterer wahlrechtlicher Vorschriften vom 11.4.2019 (GV. NRW. S. 202), 
sowie der §§ 1, 2, 4, des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) 
vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW 1969 S. 712), Zuletzt geändert durch Art. 19 Zuständigkeitsberei-
nigungsG vom 23.1.2018 (GV. NRW. S. 90) hat der Rat der Stadt Willich in seiner Sitzung am 
18.12.2019 folgende Satzung zur 9. Änderung zur Satzung für die Rettungswache vom 18. September 
2003 beschlossen: 
 
 

§ 1 
Rettungswache als öffentliche Einrichtung 

 
(1) Die Stadt Willich ist als mittlere kreisangehörige Stadt aufgrund des § 6 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über den Rettungsdienst sowie die Notfallrettung und den Krankentransport durch Unternehmer 
(RettG) vom 24. November 1992 (GV S. 458/SGV NW 215) Trägerin einer Rettungswache. 
 
(2) Die Rettungswache der Stadt Willich wird als öffentliche Einrichtung betrieben. 
 

§ 2 
Aufgaben der Einrichtung 

 
(1) Der Rettungswache Willich obliegen als Einrichtung des öffentlichen Rettungsdienstes die Aufga-
ben der Notfallrettung und des Krankentransportes nach § 2 RettG. 
 
 
(2) Die Rettungswache Willich hält die nach dem Bedarfsplan des Kreises Viersen notwendigen Ret-
tungsmittel sowie das erforderliche Personal entsprechend den Qualitätsanforderungen des § 4 Ab-
sätze 1 - 4 RettG bereit und führt die Einsätze durch. Zur Gestellung der Notärzte und Notärztinnen 
kann die Stadt sich Dritter, insbesondere geeigneter Krankenhäuser, bedienen. 
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(3) Die Einsatzlenkung erfolgt durch die Leitstelle des Kreises Viersen (§ 8 Abs. 1 RettG). Auf Anwei-
sung der Leitstelle hat die Rettungswache auch Einsätze außerhalb des Gebietes der Stadt Willich 
durchzuführen (§ 9 Abs. 1 Satz 2 RettG). 
 
 

§ 3 
Benutzungsgebühren 

 
(1) Für die Inanspruchnahme von Leistungen der Rettungswache Willich erhebt die Stadt Willich Be-
nutzungsgebühren nach den Bestimmungen dieser Gebührensatzung und des anliegenden Gebüh-
rentarifs, der Bestandteil dieser Satzung ist. 
 
(2) Maßstab für die Gebühr ist die Art der Leistung (Notfallrettung, Einsatz eines Notarztes, Kranken-
transport), die Anzahl der jeweiligen Benutzer/Benutzerinnen, bei Fahrten über das Stadtgebiet hin-
aus, die gefahrenen Kilometer und bei Wartezeiten die jeweilige Dauer. Die einzelnen Tatbestände 
sind mit den dafür geltenden Gebührensätzen im anliegenden Gebührentarif festgelegt. 
 
(3) Zur Begleitung eines Patienten können Dritte unentgeltlich mitgenommen werden, soweit genü-
gend Sitzplätze im Fahrzeug zur Verfügung stehen. Über eine mögliche Mitnahme entscheidet die 
Transportführung. Gegenüber den Begleitpersonen haftet die Stadt Willich bei Schäden nur bei Vor-
satz oder grober Fahrlässigkeit der Bediensteten oder Beauftragten. Ein Anspruch auf Mitnahme bei 
der Rückfahrt besteht nicht. Die Begleitperson gilt nicht als Benutzer im Sinne des § 4. 
 
 

§ 4 
Gebührenschuldner/in 

 
(1) Gebührenschuldner/in ist die- bzw. derjenige, die oder der die Einrichtung der Rettungswache 
nutzt. Benutzer/in ist die- oder derjenige, die bzw. der befördert wird und die- oder derjenige, die bzw. 
der den Auftrag zur Beförderung für einen Dritten erteilt. Mehrere Verpflichtete haften als Gesamt-
schuldner/in. Bei minderjährigen Gebührenschuldnern haften die gesetzlichen Vertreter gem. § 12 
Abs. 1 Nr. 2 a), 2 d) des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) 
i.V.m. §§ 34, 69, 70 der Abgabenordnung (AO) als Haftungsschuldner.“ 
 
(2) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Ausfahrt eines Krankentransportwagens, eines Rettungswa-
gens oder eines Notarzteinsatzfahrzeuges. 
 
(3) Erweist sich nach Eintreffen eines angeforderten Krankentransportwagens, Rettungswagens oder 
eines Notarzteinsatzfahrzeuges, dass die Beförderung oder eine Versorgung nicht notwendig ist oder 
von dem Patienten oder der Patientin abgelehnt wird, gilt auch die Anforderung als gebührenpflichtige 
Inanspruchnahme, wenn der Einsatz auf missbräuchlichem Verhalten des Verursachers oder der Ver-
ursacherin beruht. 
Die Gebührenpflicht entsteht nicht, soweit der oder die Anfordernde lediglich im Rahmen der allge-
meinen Verpflichtung zur Hilfeleistung bei Unglücksfällen handelte. 
 
 
(4) Wird ein Sozialversicherungsträger, ein Krankenhausträger, eine private Krankenversicherung     
oder ein ähnlicher Kostenträger benannt und liegt eine ärztliche Notwendigkeitsbescheinigung für den 
Einsatz vor, kann die Gebühr unmittelbar dort angefordert werden. Die Gebührenpflicht nach den 
Absätzen 1 bis 3 bleibt hiervon unberührt. 
 

§ 5 
Fälligkeit 

 
Die Gebühr wird durch Gebührenbescheid erhoben und ist innerhalb von vier Wochen nach Zugang 
des Bescheides an die Stadtkasse Willich zu zahlen. 
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§ 6 

Inkrafttreten 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel angibt. 
 
 

Willich, den 19.12.2019 
gez. 

 
(Josef Heyes) 
Bürgermeister 
  
 
 
 
Gebührentarif zur Satzung vom   
 

Gebührenposition Gebühr 2020 

1. Grundgebühr für den Einsatz eines RTW 696,37 € 

2. 
Bei gleichzeitiger Versorgung/Beförderung von mehreren Perso-
nen in einem RTW für jede Person 

348,19 € 

3. 
Für ein bestellten aber nicht benutzten RTW, sobald er die Fahrt 
begonnen hat 

522,28 € 

4. 
Kilometerpauschale RTW zuzüglich zur Gebühr für einen bestell-
ten aber nicht benutzten RTW pro gefahrenen Km 

5,58 € 

5. Einsatz Notarzt 220,02 € 
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6. Grundgebühr für den Einsatz des NEF 356,00 € 

7. 
Bei notfallmedizinischer Versorgung mehrerer Personen Grundge-
bühr NEF für jede Person 

178,00 € 

8. 
Kilometerpauschale RTW zuzüglich zur Grundgebühr für den Ein-
satz eines RTW pro gefahrenen Km 

5,58 € 

9. 
Kilometerpauschale NEF zuzüglich zur Grundgebühr für den Ein-
satz eines NEF pro gefahrenen Km 

3,38 € 

10. Grundgebühr KTW 253,00 € 
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884/2019 Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung 

von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) 

in der Stadt Willich vom 30.04.2009 

 
(Abl. Krs. Vie. 2009, S.317) 

Erste Änderungssatzung vom 18.12.2009 
(Abl.Krs. Vie. 2009, S. 1313) 

Zweite Änderungssatzung vom 22.12.2010 
(Abl. Krs. Vie. 2010, S. 1308) 

Dritte Änderungssatzung vom 21.12.2011 
(Abl. Krs. Vie. 2011, S. 1316) 

Vierte Änderungssatzung vom 18.12.2012 
(Abl. Krs. Vie. 2012, S. 1200 ) 

Fünfte Änderungssatzung vom 18.12.2013 
(Abl. Krs. Vie. 2013, S. 1237) 

Sechste Änderungssatzung vom 16.12.2014 
(Abl. Krs. Vie. 2014, S.1448) 

Siebte Änderungssatzung vom 17.12.2015 
(Abl. Krs. Vie. 2015, S. 1207 ) 

Achte Änderungssatzung vom 15.12.2016 
Neunte Änderungssatzung vom 20.12.2017 

(Abl. Krs. Vie. 2018, S. 32) 
Zehnte Änderungssatzung vom 19.12.2018 

(Abl. Krs. Vie. 2018, S. 1286) 
Elfte Änderungssatzung vom 19.12.2019 

(Abl. Krs. Vie. ______, S. ___) 
 
 

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S.666), zuletzt geändert Artikel 5 des Gesetzes 
vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 202) der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher 
Straßen vom 18. Dezember 1975 (GV NRW S. 706, 1976 S. 12), zuletzt geändert Artikel 3 des Ge-
setzes zur Änderung des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein- Westfalen und anderer 
Gesetze vom 25.10.2016 (GV. NRW. S. 868) vom 25. Oktober 2016 (GV. NRW. S. 868) und der 
§§ 1,2 ,4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) 
vom 21.10.1969 (GV NRW S 712), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 23. Januar 
2018 (GV. NRW. S. 90), hat der Rat der Stadt Willich in seiner Sitzung am 18.12.2019 die 11. Ände-
rungsatzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren beschlos-
sen. 
 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Stadt betreibt die Reinigung der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, 
 Wege und Plätze (öffentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen Ortslagen, bei 
 Bundesstraßen, Landstraßen und Kreisstraßen jedoch nur der Ortsdurchfahrten, als 
 öffentliche Einrichtung, soweit die Reinigung nicht nach § 2 den 
 Grundstückseigentümern und Grundstückseigentümerinnen übertragen wird. Die 
 Reinigungspflicht umfasst die Straßenreinigung und die Winterwartung der 
 Gehwege und der Fahrbahnen. Zur Fahrbahn gehören auch die Trennstreifen, die 
 befestigten Seitenstreifen, die Bushaltestellenbuchten sowie die Radwege. 
 Gehwege sind alle Straßenteile, deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen und 
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 geboten ist. Als Gehweg gelten auch die gemeinsamen Rad- und Gehwege nach § 
 41 Abs. 2 StVO. 
 
 
(2)  Zur Reinigung gehört auch die Winterwartung. Diese umfasst insbesondere das 
 Schneeräumen auf den Fahrbahnen und Gehwegen sowie das Bestreuen der 
 Gehwege, Fußgängerüberwege und gefährlichen Stellen auf den Fahrbahnen bei 
 Schnee- und Eisglätte. 
 Die Straßenreinigungspflicht der Gemeinde beinhaltet als Winterwartung 
 insbesondere das Schneeräumen, sowie das Bestreuen an den gefährlichen Stellen 
 der verkehrswichtigen Straßen bei Schnee- und Eisglätte. 
 Für die Winterwartung der Gehwege sind die Eigentümerinnen bzw. Eigentümer 
 zuständig. Art und Umfang der Reinigungspflichten der Anlieger ergibt sich aus 
 den §§ 2 – 4 dieser Satzung. 
 
(3) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten: 

- alle selbstständigen Gehwege 
- die gemeinsamen Fuß- und Radwege (Zeichen 240 StVO) 
- alle erkennbar abgesetzt für die Benutzung durch Fußgänger vorgesehenen 
      Straßenteile sowie 
- Gehbahnen mit 1,50 m Breite ab begehbarem Straßenrand bei allen Straßen und Stra-

ßenteilen, deren Benutzung durch Fußgänger vorgesehen oder geboten ist, insbeson-
dere in verkehrsberuhigten Bereichen (Zeichen 325/326 StVO) und Fußgängerberei-
chen (Zeichen 242/243 StVO). 

 
 Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gilt die gesamte übrige Straßenoberfläche, 
 neben den dem Fahrverkehr dienenden Teilen der Straße insbesondere auch die 

Trennstreifen, befestigten Seitenstreifen, die Bankette, die Bushaltestellenbuchten 
 sowie die Radwege. 
 
(4) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle der/des 
 Eigentümer(s) und/oder der Eigentümerin(- innen) der Erbbauberechtigte und/oder 
 die Erbbauberichtigte(n). 
 
 

§ 2 
Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grundstückseigentümer und 

Grundstückseigentümerinnen 
 

(1) Die Reinigung der im anliegenden Straßenverzeichnis besonders kenntlich 
 gemachten Fahrbahnen (Tarif/Standard 9) wird in dem darin festgelegten Umfange 
 den Eigentümern und Eigentümerinnen der an sie angrenzenden und durch sie 
 erschlossenen Grundstücke auferlegt. Sind die Grundstückseigentümer und 
 Grundstückeigentümerinnen beider Straßenseiten reinigungspflichtig, so erstreckt 
 sich die Reinigung nur bis zur Straßenmitte. Das Straßenverzeichnis ist Bestandteil 
 dieser Satzung. 
 Die Stadt überträgt darüber hinaus allen Eigentümern und Eigentümerinnen von 
 Grundstücken innerhalb der geschlossenen Ortslage die Reinigung der den 
 Grundstücken vorgelagerten Gehwege. Von der Übertragung ausgenommen sind 
 die als Gehwege geltenden, zwischen Grundstücksgrenze und öffentlicher 
 Verkehrsfläche liegenden, 1,50 m breiten Streifen der verkehrsberuhigten 
 Einkaufsstraßen, sowie die Gehwege, die im Rahmen des Standards 5 gereinigt 
 werden. 
 
 
 Für die Winterwartung der Gehwege sind grundsätzlich die Eigentümerinnen und 
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 Eigentümer der hintergelagerten Grundstücke zuständig. Der Umfang der 
 Winterwartung ist § 4 dieser Satzung zu entnehmen. 
 
(2) Auf Antrag der reinigungspflichtigen Person kann ein Dritter durch schriftliche 
 Erklärung gegenüber der Stadt mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht an 
 seiner Stelle übernehmen, wenn eine ausreichende Haftpflichtversicherung 
 nachgewiesen wird; die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und nur solange 
 wirksam, wie die Haftpflichtversicherung besteht. 
 
 

§ 3 
Art und Umfang der Straßenreinigungspflicht nach § 2 Abs. 1 

 
(1) Fahrbahnen und Gehwege sind einmal wöchentlich freitags oder samstags in der 
  
   Zeit vom 01.04. - 30.09. bis spätestens 18.00 Uhr und 
   in der Zeit vom 01.10. - 31.03. bis spätestens 16.00 Uhr 
 
  zu säubern. 
  
 Auf Straßen, bei denen der Gehweg nicht durch Schrammbord, Bordstein oder 
 ähnliche Einrichtungen abgegrenzt ist, ist von den Eigentümern und 
 Eigentümerinnen ein Streifen von 1,50 m Breite, gemessen von der jeweiligen 
 gemeinsamen Grenze zwischen den Anliegergrundstücken und der öffentlichen 
 Verkehrsfläche, zu säubern. Belästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden. 
 Kehricht und sonstiger Unrat ist nach Beendigung der Säuberung unverzüglich 
 unter Berücksichtigung der Abfallbeseitigungsbestimmungen zu entsorgen. Die 
 Gehwegreinigung umfasst auch die Beseitigung von Algen-, Moos- und 
 Flechtenbewuchs, Gras, Unkraut und sonstigen Verunreinigung, unabhängig vom 
 Verursacher. Laub ist unverzüglich zu beseitigen, wenn es eine Gefährdung des 
 Verkehrs darstellt. 
 
(2) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung des Verursachers, 
 außergewöhnliche Verunreinigungen oder Abfall unverzüglich zu beseitigen, 
 befreit den Reinigungspflichtigen nicht von seiner Reinigungspflicht. 
 
 

§ 4 
Umfang der übertragenen Winterwartungspflicht 

 
(1) In der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind 
 unverzüglich nach Beendigung des Schneefalles bzw. nach dem Entstehen der 
 Glätte zu beseitigen. Nach 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind 
 werktags bis 7.00 Uhr, sonn- und feiertags bis 9.00 Uhr des folgenden Tages zu 
 beseitigen. 
 
(2) Die Gehwege sind von den Eigentümerinnen und Eigentümern von den 
 hintergelagerten Grundstücken in einer Breite von 1,50 m von Schnee freizuhalten. 
 Auf Straßen, bei denen der Gehweg nicht durch Schrammbord, Bordstein oder 
 ähnliche Einrichtungen abgegrenzt ist, ist von den Eigentümern und 
 Eigentümerinnen ein Streifen von 1,50 m Breite, gemessen von der jeweiligen 
 gemeinsamen Grenze zwischen den Anliegergrundstücken und der öffentlichen 
 Verkehrsfläche, von Eis- bzw. Schneeglätte zu befreien. Bei Eis- und Schneeglätte 
 sind die Fußgängerüberwege und die gefährlichen Stellen auf den von den 
 Grundstückseigentümern und Grundstückseigentümerinnen zu reinigenden 
 Fahrbahnen zu bestreuen, wobei abstumpfende Mittel vorrangig vor auftauenden 
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 Mitteln einzusetzen sind. 
 
 
(3)  Auf Gehwegen ist bei Eis- und Schneeglätte zu streuen, wobei die Verwendung von 
 Salz oder sonstigen auftauenden Stoffen grundsätzlich verboten ist; ihre 
 Verwendung ist nur erlaubt 
  
 a)  in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z. B. Eisregen), in denen durch 
  Einsatz von abstumpfenden Mitteln keine hinreichende Streuwirkung zu 
  erzielen ist, 
 

b) an gefährlichen Stellen der Gehwege, wie z. B. Treppen, Rampen, Brückenauf- oder -ab-
gängen, starken Gefälle- bzw. Steigungsstrecken oder ähnlichen Gehwegabschnitten. 

 
 Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz oder sonstigen 
 auftauenden Materialien bestreut, salzhaltiger oder sonstige auftauende Mittel 
 enthaltender Schnee darf auf ihnen nicht gelagert werden. 
 
 
(4) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für Schulbusse müssen die 
 Gehwege so von Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut werden, dass ein 
 gefahrloser Zu- und Abgang gewährleistet ist. 
 
(5) Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil des Gehweges oder - wo 
 dies nicht möglich ist - auf dem Fahrbahnrand so zu lagern, dass der Fußgänger und 
 Fahrverkehr hierdurch nicht mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert 
 wird. Die Einläufe in Entwässerungsanlagen und die Hydranten sind von Eis und 
 Schnee freizuhalten. Schnee und Eis von Grundstücken dürfen nicht auf den 
 Gehweg und die Fahrbahn geschafft werden. 
 
(6) Ist die Fahrbahnreinigung übertragen (Tarif 9), so sind bei Eis- und Schneeglätte 
 -  gekennzeichnete Fußgängerüberwege 

-  Querungshilfen über die Fahrbahn und 
 -  Übergänge für Fußgänger in Fortsetzung der Gehwege an Straßenkreuzungen 
  oder –einmündungen 

jeweils bis zur Mitte der Fahrbahn zu bestreuen, wobei abstumpfende Mittel 
vorrangig vor auftauenden Mitteln einzusetzen sind. § 2 Abs. 1 der Satzung gilt 
entsprechend. 
 
 

§ 5 
Benutzungsgebühren 

 
(1) Die Stadt erhebt für die von ihr durchgeführte Reinigung der öffentlichen Straßen Benutzungs-

gebühren nach § 6 Abs. 2 KAG in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Str.ReinG NW. Den Kostenanteil, 
der auf das allgemeine öffentliche Interesse an der Straßenreinigung sowie auf die Reinigung 
der Straßen oder Straßenteile entfällt, für die eine Gebührenpflicht nicht besteht, trägt die 
Stadt. 

 
(2) Die Gebühren dieser Satzung ruhen als grundstücksbezogene Benutzungsgebühren nach § 6 

Kommunalabgabensetz für das Land Nordrhein-Westfalen als öffentliche Last auf dem Grund-
stück. 
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§ 6 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
(1) Maßstab für die Benutzungsgebühr sind die Grundstücksseite entlang der Straße, 

durch die das Grundstück erschlossen ist (Frontlänge) und die Zahl der 
 wöchentlichen Reinigungen. Grenzt ein durch die Straße erschlossenes Grundstück 
 nicht oder nicht mit der gesamten, der Straße zugewandten Grundstücksseite an 

diese Straße, so wird an Stelle der Frontlänge bzw. zusätzlich zur Frontlänge die 
der Straße zugewandte Grundstücksseite zugrunde gelegt. 
 
Zugewandte Grundstücksseiten sind diejenigen Abschnitte der Grundstücksbegrenzungsli-
nien, 

 die mit der Straßengrenze gleich, parallel oder in einem Winkel 
 von weniger als 45 Grad verlaufen. 
  
 Grenzt ein durch die Straße erschlossenes Grundstück nicht oder nur zum Teil an 
 diese Straße und weist es im übrigen keine ihr zugewandte Grundstücksseite auf, so 
 wird die Frontlänge bzw. Grundstücksseite zugrunde gelegt, die sich bei einer 
 gedachten Verlängerung dieser Straße in gerader Linie ergeben würde. 
(2) Liegt ein Grundstück an mehreren zu reinigenden Straßen, so werden die 

Grundstücksseiten an den Straßen zugrunde gelegt, durch die eine wirtschaftliche oder ver-

kehrliche Nutzung des Grundstücks möglich ist; bei abgeschrägten oder 
 abgerundeten Grundstücksgrenzen wird der Schnittpunkt der geraden Verlängerung 
 der Grundstücksgrenzen zugrunde gelegt. 
 
(3) Grenzt ein Grundstück mit verschiedenen Grundstücksseiten an verschiedene 

befahrbare Straßenteile derselben (mit Kraftfahrzeugen befahrbare) 
 Erschließungsanlage, so wird die längste Grundstücksseite von den an die 
 verschiedenen Straßenabschnitte grenzenden Grundstücksseiten als Frontlänge zur 
 Bemessung der Straßenreinigungsgebühr zugrunde gelegt. 
 
(4) Bei der Feststellung der Grundstücksseiten nach den Absätzen 1 bis 3 werden 
 Bruchteile eines Meters bis zu 50 cm einschließlich abgerundet und über 50 cm 
 aufgerundet. 
 

(5)  Die Benutzungsgebühr beträgt jährlich je Meter Grundstücksseite (Absätze 1 - 4) 

 

a) für Straßen, die einmal wöchentlich mit der  

          Großkehrmaschine gereinigt werden (Tarif 1)  0,78 Euro  

     b)  für Straßen, die 14-täglich mit der  

     Kleinkehrmaschine gereinigt werden (Tarif 2)  1,00 Euro 

 c)  für Straßen, die dreimal wöchentlich mit der  

     Kleinkehrmaschine zuzüglich einer wöchent-  

     lichen Reinigung durch Zukehrung mit Hand  

    von Grundstücksgrenze bis Grundstücksgrenze 

  gereinigt werden (Tarif 3)  2,23 Euro 

 d)  für Straßen, die dreimal wöchentlich 

  mit der Kleinkehrmaschine von  

  Grundstücksgrenze bis Grundstücksgrenze 
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  gereinigt werden (Tarif 4)    3,14 Euro 

 

 

 e)  für Straßen einschließlich Gehwege, die 

  wöchentlich mit der Kleinkehrmaschine  

  inklusive Zukehrung per Hand gereinigt  

  werden (Tarif 5)    1,92 Euro 

 f)  für Straßen, die wöchentlich mit der  

  Kleinkehrmaschine zuzüglich einer  

  14tägigen Zukehrung per Hand gereinigt 

  werden (Tarif 6)     1,46 Euro 

 g)  für Straßen, die wöchentlich abwechselnd 

  mit der Groß- und Kleinkehrmaschine ge- 

  reinigt werden (Tarif 7)   0,98 Euro  

 
(6) Die Zugehörigkeit einer Straße zu den in Absatz 5 Buchstabe a) bis d) 

genannten Reinigungsstandards, ergibt sich aus dem Straßenverzeichnis 
(§ 2 Abs. 1). 
 
(7) Auf Antrag der Mehrheit der Grundstückseigentümer und 
 Grundstückseigentümerinnen eines Straßenzuges oder eines klar abzugrenzenden 
 Straßenabschnittes kann der Reinigungstarif für den entsprechenden Bereich ab 
 dem 01.01. des Folgejahres geändert werden. 
 Für den Antrag auf Änderung des Reinigungsstandards nach Tarif 1 bis Tarif 7 
 reicht die einfache Mehrheit; der Antrag auf Übertragung der Reinigungspflicht auf 

die Eigentümer und Eigentümerinnen ( Tarif 9 ) muss hingegen einstimmig abgegeben werden. 
 
 

§ 7 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist der/die Eigentümer und/oder die Eigentümerin/- innen bzw. 
 der/die Erbbauberechtigte(n) des erschlossenen Grundstücks. Mehrere 
  Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner oder Gesamtschuldnerinnen. 
 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels erfolgt die Veranlagungsumschreibung auf 

Antrag des Alt- bzw. Neueigentümers und/oder der Eigentümerin zum 01. des 
Folgemonats. 

 
(3) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentümer und/oder die neue 
  Eigentümerin vom Beginn des auf den Wechsel folgenden Quartals 

gebührenpflichtig. 
 
(4) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück 
betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzusetzen oder zu überprüfen. 
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§ 8 
Entstehung, Änderung und Fälligkeit der Gebühr 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ersten des Monats, der auf den Beginn der 
 regelmäßigen Reinigung der Straße folgt. Sie erlischt mit dem Ende des Monats, 
 mit dem die regelmäßige Reinigung eingestellt wird. 
 
(2) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der Gebühr, so mindert oder erhöht 

sich die Benutzungsgebühr mit Beginn des auf die Änderung folgenden Quartals. 
 Falls die Reinigung aus zwingenden Gründen für weniger als einen Monat eingestellt  
 werden muss, besteht kein Anspruch auf Gebührenminderung. 
 
 Ein Minderungsanspruch besteht auch nicht, wenn für weniger als 3 Monate die 

Reinigung insbesondere wegen Straßenbauarbeiten oder anderer örtlicher 
 Begebenheiten in ihrer Intensität und flächenmäßigen Ausdehnung eingeschränkt 
 werden muss. 
 
(3) Die Nutzungsgebühr wird einen Monat nach Zugang des Gebührenbescheides 
 fällig. Wenn die Gebühr zusammen mit anderen Abgaben angefordert wird, kann 
 ein späterer Fälligkeitszeitpunkt angegeben werden. 
 
(4)  Kleinstbeträge unter 5,00 € werden nach dem Kommunalabgabengesetz (KAG NW) nicht er-

stattet. 
§ 9 

Ordnungswidrigkeit 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

1. seiner Reinigungspflicht nach § 2 dieser Satzung nicht nachkommt, 
2. gegen ein Ge- oder Verbot des § 3 und § 4 dieser Satzung verstößt. 

 
(2) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
 (OWiG) in der jeweils gültigen Fassung. Zuständige Behörde im Sinne des § 36 
 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Bürgermeister. 
 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 

 

Hinweis:                                      

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 

Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 

denn 
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  a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

  b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

  c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 

  d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Willich, den 19.12.2019 
 
gez. Heyes 
Bürgermeister 

 

 

Anlage Straßenverzeichnis zur Straßenreinigungs- und Gebührensatzung 2020 
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885/2019 Straßenverzeichnis zur Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt 

Willich 
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886/2019 Satzung der Stadt Willich über die Höhe der Gebühren 

nach § 7 Abs. 1 KAG für Umlagen der Wasser- und Bodenverbände (Wasserver-

bandsgebühren) vom 19.12.2019 

 
(Abl. Krs. Vie. ____, S. ___) 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S.666), zuletzt geändert Artikel 5 des Gesetzes vom 11. April 2019 (GV. 
NRW. S. 202), der §§ 1,2 ,3 ,4 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen vom 21. Oktober1969 (GV NRW S 712) zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 23. 
Januar 2018 (GV. NRW. S. 90), sowie des § 4 Abs. 3 der Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Umlagen der Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgebühren) in der Stadt Willich 
vom 21. Dezember 1982 (Amtsblatt Kreis Viersen 1982 S. 636), hat der Rat der Stadt Willich in seiner 
Sitzung am 18.12.2019 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
 
Die Gebühr beträgt jährlich im Einzugsgebiet des 
 
Niersverbandes 
 für Gewässerunterhaltung  0,0884 €/ar 
 für Hochwasserschutz  0,0366 €/ar 
 
Wasser- und Bodenverbandes 
der Mittleren Niers    0,1140 €/ar 
 
Wasser- und Bodenverbandes 
Nordkanal     0,0428 €/ar 
 
 
 

§ 2 
Die Gebühren dieser Satzung ruhen als grundstücksbezogene Benutzungsgebühren nach § 6 (5) 
Kommunalabgabensetz für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) als öffentliche Last auf dem 
Grundstück. 
 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2020 in Kraft. 
 
Gleichzeit tritt die Satzung der Stadt Willich über die Höhe der Gebühren nach § 7 KAG NW für Um-
lagen der Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgebühren) vom 
19. Dezember 2018 außer Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Hinweis 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Willich vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Willich, den 19.12.2019 
 
gez. 
(Heyes) 
Bürgermeister 
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